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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über Maßnahmen zur Anpassung des 
Weinbaupotentials an die Marktbedürfnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
des Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergän- 
zender Vorschriften für die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Wein^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 678/75^), insbesondere auf Ar- 
tikel 18 Absatz 5 und Artikel 35, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Aus dem in Artikel 17 Absatz 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 genannten Bericht ist zu entneh- 
men, daß die Erzeugung dazu neigt, den voraus- 
sichtlichen Bedarf zu übertreffen. Daher sind geeig- 
nete Maßnahmen bei den Neuanpflanzungen und 
Wiederanpflanzungen notwendig, um der Bildung 
struktureller Überschüsse entgegenzuwirken. 

Die derzeitige Lage auf dem Tafelweinmarkt, die 
durch beträchtliche Überschüsse gekennzeichnet ist, 
macht eine Neuorientierung erforderlich, durch die 
es möglich wird, die Ausweitung der Tafelweiner- 
zeugung zu begrenzen und das Marktgleichgewicht 
kurz- wie langfristig wieder herzustellen. 

Um die Ausweitung der Tafelweinerzeugung zu 
beenden, sind zumindest für eine bestimmte Zeit 
Neuanpflanzungen von Reben auf Gelände, das bis- 
her für den Weinbau nicht genutzt wurde, zu unter- 
sagen. 

Eine Wiederbepflanzung mit Reben ist von Kri- 
terien abhängig zu machen, durch die eine qualita- 
tive Verbesserung der Weinerzeugung gewährlei- 
stet werden kann. Außerdem kann die Marktlage in 
Gebieten, in denen bei Erzeugung und Absatzmög- 
lichkeiten ein großes Mißverhältnis besteht, dadurch 


verbessert werden, daß die Möglichkeiten einer 
Wiederbepflanzung von einer Verringerung der 
Rebfläche abhängig gemacht werden. 

Für eine längerfristige Ausrichtung des Weinbaus 
im Sinne einer Hebung der Qualität der Tafelweine 
empfiehlt sich eine Abgrenzung der für den Wein- 
bau geeigneten Zonen unter Berücksichtigung wis- 
senschaftlicher Kriterien und bisheriger Erfahrun- 
gen. Eine solche Abgrenzung ist ein wichtiges Ele- 
ment bei der Vorbereitung der künftigen Gemein- 
schaftsentschei düngen im Weinsektor. 

Es ist wichtig, daß die Mitgliedstaaten der Kom- 
mission alle notwendigen Angaben mitteilen, damit 
die Kommission gegebenenfalls andere Maßnahmen 
zur Sanierung des Weinbaus in der Gemeinschaft 
vorbereiten kann - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Unbeschadet des Artikels 3 Absatz 3 Unterabsatz 
2 ist jede Neuanpflanzung untersagt. Als Neu- 
anpflanzung gilt eine Anpflanzung von Reben, 
die noch unter die in Artikel 3 Absatz 1 gege- 
bene Definition der Wiederbepflanzung fällt. 

Für Qualitätsweine b. A. können jedoch nach 
dem Verfahren des Artikels 7 der Verordnung 
Nr. 24 Ausnahmen gewährt werden. 

2. Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommis- 
sion, nach den Abstimmungsverfahren des Arti- 
kels 43 Absatz 2 des Vertrags vor dem 1. Januar 
1977, ob das in Absatz 1 Unterabsatz 1 ausge- 
sprochene Verbot aufgehoben wird. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 43 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramts vom 11. Juli 1975 - 1/4 -680 70 -E- We 55/75; 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 28. Juni 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des V/irtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Artikel 2 

1. Der Rat nimmt auf Vorschlag der Kommission 
nach den Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags eine Abgrenzung der 
Weinbaugebiete vor, in denen sich die Erzeu- 
gung von Tafelwein und ihr Absatz auf der Stufe 
der Erzeugung in einem ernsten Ungleichgewicht 
befinden. Diese Gebiete werden nachstehend als 
„Weinbausanierungsgebiete" bezeichnet. 

2. Die Abgrenzung der Weinbausanierungsgebiete 
erfolgt auf der Grundlage der Departements in 
Frankreich, der Provinzen in Italien und der Re- 
gierungsbezirke in Deutschland, wobei für jede 
dieser Verwaltungseinheiten folgende Kriterien 
berücksichtigt werden: 

— Prozentsatz der Erzeugung von Tafelwein, die 
gemäß Artikel 7 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 destilliert worden ist; 

— Prozentsatz der Erzeugung von Tafelwein, die 
Gegenstand von Lagerhaltungsverträgen ge- 
mäß Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 
816/70 gewesen ist; 

— Entwicklung der Weinbaufläche seit 1. Sep- 
tember 1970; 

— Niveau der Marktpreise für Tafelweine ver- 
glichen mit den Auslösungspreisen. 

Von dieser Abgrenzung können jedoch nach Ar- 
tikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 817/70 festge- 
legte Anbaugebiete und solche Tafelweinproduk- 
tionsgebiete ausgeschlossen werden, deren Name 
in Anwendung von Artikel 30 Absätze 2 und 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 zur Bezeich- 
nung der betreffenden Weine verwendet wird. 

3. Die betreffenden Mitgliedstaaten teilen der Kom- 
mission spätestens vier Wochen nach Veröffent- 
lichung dieser Verordnung für jede der in Ab- 
satz 2 genannten Verwaltungseinheiten folgen- 
des mit: 

— die Tafelweinerzeugung der Wirtschaftsjahre 

1970/1971, 1971/1972, 1972/1973, 1973/1974, 

und 1974/1975; 

— die Tafelweinmengen, die destilliert worden 
sind oder Gegenstand eines Lagerhaltungs- 
vertrags nach Maßgabe der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 gewesen sind; 

— die erforderlichenfalls in Reinkulturfläche um- 
gerechneten Keltertraubenanbauflächen für 
jedes der vorgenannten Wirtschaftsjahre; 

— Angaben über die Entwicklung der Tafel- 
weinpreise in der betreffenden Verwaltungs- 
einheit oder Angaben, aus denen sich die Ent- 
wicklung dieser Preise gegenüber dem am 
nächsten gelegenen repräsentativen Markt 
ablesen läßt. 


4. Die Erzeugermitgliedstaaten teilen der Kommis- 
sion im Rahmen der in Artikel 17 Absatz 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 genannten einzel- 
staatlichen Vorausplanung die noch festzulegen- 
den Angaben mit, die es erlauben, eine Revision 
der Abgrenzung der Weinbausanierungsgebiete 
vorzunehmen. 

In dem in Artikel 17 Absatz 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 bezeichneten Bericht der Kom- 
mission wird die Zweckmäßigkeit einer Revision 
der Abgrenzung der Weinbausanierungsgebiete 
geprüft. 

Artikel 3 

1. Als Wiederbepflanzung gilt die Anpflanzung von 
Reben in einem Betrieb, in dem seit weniger als 
sechs Jahren eine gleichgroße Reb fläche gerodet 
worden ist. 

Eine Wiederbepflanzung kann nur vorgenom- 
men werden, wenn 

— diese Absicht gemäß Artikel 17 Absatz 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 mitgeteilt wor- 
den ist und 

— die zuständige Behörde des betreffenden Mit- 
gliedstaats die Wiederbepflanzung gemäß den 
Absätzen 2 und 3 genehmigt hat. 

2. Eine Wiederbepflanzung mit Reben kann 

a) in den Weinbausanierungsgebieten nur für 
Rebsorten genehmigt werden, die von der zu- 
ständigen Behörde unter den empfohlenen 
Rebsorten auf der Grundlage der Qualität der 
daraus gewonnenen Weine oder aufgrund 
einer besonderen Marktnachfrage ausgewählt 
werden; in diesem Fall dürfen nicht mehr als 
Vs der seit sechs Jahren im gleichen Betrieb 
gerodeten Flächen wiederbepflanzt werden; 

b) in den anderen Weinbaugebieten nur für 
empfohlene Rebsorten genehmigt werden. 

Zur Anwendung von diesem Absatz können 
die Mitgliedstaaten ausnahmsweise auch Ro- 
dungen berücksichtigen, die in einem anderen 
Betrieb als dem des Antragstellers vorge- 
nommen worden sind. 

3. Die Genehmigung zur Wiederbepflanzung mit 
Reben wird nicht gewährt 

a) für Gelände, bei dem die geernteten Trauben 
erfahrungsgemäß den natürlichen Alkohol- 
gehalt, der für im gleichen Produktionsgebiet 
angebaute Vergleichssorten festgesetzt ist, 
normalerweise nicht erreichen; dieser Alko- 
holgehalt sowie die maßgebliche Vergleichs- 
sorte werden von den Mitgliedstaaten be- 
stimmt; 
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b) wenn diese Wiederbepflanzung nach Errei- 
chen ihrer vollen Ertragsfähigkeit einen Hek- 
tarertrag erwarten läßt, der im Fünf Jahres- 
mittel den Ertrag von Vergleichssorten über- 
schreitet; dieser letztere Ertrag sowie die 
maßgebliche Vergleichssorte werden von den 
Mitgliedstaaten für jede der betreffenden 
Verwaltungseinheiten unter Berücksichtigung 
der in dieser Verwaltungseinheit üblichen 
normalen Anbauverfahren bestimmt. 

4, Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Ab stimmungs verfahren des Artikels 
43 Absatz 2 des Vertrags vor dem 1. Januar 1977 
über eine Änderung oder Aufhebung der Be- 
stimmungen dieses Artikels. 


Artikel 4 

1 . Die Erzeugermitgliedstaaten nehmen bis zum 
31. Dezember 1975 eine Unterteilung ihrer Reb- 
fläche in drei Kategorien vor. 

Bei dieser Unterteilung werden berücksichtigt: 

— wissenschaftliche Kriterien im Zusammenhang 
mit den Klimaverhältnissen, der Lage der 
Rebflächen und der Zusammensetzung und 
Struktur des Bodens, 

— die Erfahrungen bezüglich der Qualität der 
dort erzeugten Weine und der Marktnach- 
frage. 

2. Die Erzeugermitgliedstaaten teilen der Kom- 
mission bis 31. Dezember 1975 die notwendigen 
Angaben mit, damit die Kommission gegebenen- 
falls geeignete Vorschläge zur Sanierung des 
Weinbaus in der Gemeinschaft und insbesondere 
in den Weinbausanierungsgebieten erarbeiten 
kann. 

Diese Angaben sind nach Verwaltungseinheiten 
aufzuschlüsseln. Sie betreffen 

a) die Sorten, 

— die Weine mit nichtbefriedigender Quali- 
tät liefern, 


— die unter den empfohlenen Sorten auf 
Grund der Qualität der aus ihnen gewon- 
nenen Weine oder einer besonderen 
Marktnachfrage ausgewählt wurden; 

b) die Fläche, die mit in der Klassifizierung der 
Rebsorten nicht aufgeführten Sorten bepflanzt 
ist; 

c) Karten, aus denen die in Absatz 1 bezeichnete 
Unterteilung der Rebfläche ersichtlich ist; 

d) die Weinbereitungs-, Einlagerungs- und Ab- 
füllkapazitäten, deren Schaffung in den drei 
Jahren nach Verabschiedung dieser Verord- 
nung geplant ist; diesen Angaben wird eine 
Stellungnahme des Mitgliedstaats zur Wirt- 
schaftlichkeit der Investition beigefügt; 

e) für die Weinbausanierungsgebiete eine glo- 
bale Schätzung der Weinbaufläche, auf denen 
in den drei Jahren nach Verabschiedung die- 
ser Verordnung der Weinbau endgültig zu- 
gunsten anderer Tätigkeiten auf gegeben wer- 
den soll. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich 
gegenseitig die zur Anwendung dieser Verordnung 
erforderlichen Angaben mit. 


A r t i k e 1 6 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung, insbesondere die Kriterien zur Anerkennung 
der Unterteilung der Rebflächen jedes Erzeugermit- 
gliedstaats in drei Kategorien durch die Gemein- 
schaft, werden nach dem Verfahren des Artikels 7 
der Verordnung Nr. 24 erlassen. 


Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Änderungen zu dem Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr des Rates zur 

Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 816/70 und Nr. 817/70 unter Berücksichtigung 
der Entschließung des Rates vom 21. April 1975 über die Neuorientierungen zur 
Wiederherstellung des Gleichgewichts auf dem Tafeiweinmarkt 


A. Anpassung und Ergänzung der Erwägungen in 
dem Vorschlag für eine Verordnung zur Änderung 
der Verordnungen (EWG) Nr. 816/70 und Nr. 817/70 
unter Berücksichtigung der Änderungen verschiede- 
ner Bestimmungen dieses Vorschlags 

— Die 6. Erwägung erhält folgende Fassung: 

„Die Regelung der Beihilfegewährung für die pri- 
vate Lagerhaltung sieht insbesondere den Abschluß 
kurz- und langfristiger Lagerverträge vor. Im Inter- 
esse einer verbesserten Wirksamkeit der Einlage- 
rungsregelung ist es notwendig, dieses System auf 
Traubenmost und konzentrierten Traubenmost aus- 
zudehnen. Es ist notwendig, daß für den Absatz von 
Traubenmost zur Herstellung von Traubensaft, kon- 
zentriertem Traubenmost sowie bestimmter alkoho- 
lischer Getränke die Gewährung von Beihilfen be- 
schlossen werden kann, um den Weinmarkt zu einer 
Zeit, die für die Bildung der Erzeugerpreise ent- 
scheidend ist, entlasten zu können. Eine solche Maß- 
nahme macht es notwendig, Traubenmost der Han- 
delsregelung mit Drittländern zu unterstellen und 
insbesondere einen Referenzpreis für Traubenmost 
vorzusehen." 

— Die 7. Erwägung wird durch folgenden Satz er- 
gänzt: 

„Andererseits ist die Möglichkeit vorzusehen, eine 
vorbeugende Destillation und in bestimmten Fällen 
eine obligatorische vorbeugende Destillation zu nie- 
drigen Preisen zu beschließen, wenn auf dem Markt 
bereits zu Beginn des Wirtschaftsjahrs erhebliche 
Weinmengen lasten." 

— Nach der 7. Erwägung wird folgende Erwägung 
eingefügt: 

„Nach Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
ist für alle Einfuhren der in Artikel 1 Absatz 2 ge- 
nannten Erzeugnisse in die Gemeinschaft die Vor- 
lage einer Einfuhrlizenz erforderlich. Wie die Er- 
fahrung gezeigt hat, werden bestimmte Erzeugnisse 
nur in geringen Mengen eingeführt. Zur Verein- 
fachung der Verwaltungsverfahren empfiehlt es sich, 
diese Einfuhrgeschäfte von der Verpflichtung zur 
Vorlage von Einfuhrlizenzen freizustellen." 

— Die 12. Erwägung wird gestrichen. 

— Nach der 13. Erwägung wird folgende Erwägung 
eingefügt: 

„Der natürliche Mindestalkoholgehalt der Grund- 
erzeugnisse für die Bereitung von Tafelwein ist ein 
wichtiger Faktor für die Beurteilung ihrer Reife und 


kann daher als Anhaltspunkt für die Qualität der 
daraus gewonnenen Weine dienen. Im Interesse 
einer Anhebung des Qualitätsniveaus bei Tafelwein 
ist der natürliche Mindestalkoholgehalt in den ver- 
schiedenen Weinbauzonen zu erhöhen. Zum gleichen 
Zweck sind die Möglichkeiten einer Anreicherung 
für den südlichen Teil der Weinbauzone A gering- 
fügig einzuschränken." 

— In der 15. Erwägung werden die beiden letzten 
Sätze gestrichen. 

— Die 16. Erwägung wird durch folgenden Satz er- 
gänzt: 

„Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß ein 
zur Gewinnung von Tafelwein geeigneter Wein 
grundsätzlich nicht in den Verkehr gebracht werden 
sollte, um eine Anreicherung nach der Stufe der 
Weinbereitung zu vermeiden." 

— Nach der 16. Erwägung wird folgende Erwägung 
eingefügt: 

„Die Weine aus der Verarbeitung von Tafeltrauben, 
die nicht zum Verzehr angeboten werden, weisen 
häufig ein unzureichendes Qualitätsniveau auf. Die 
Verwendung dieser Trauben zur Herstellung von 
Tafelwein ist daher zu untersagen; gleichzeitig sind 
bestimmte andere Verwendungsformen zuzulassen." 

— Nach der 18. Erwägung werden folgende Erwä- 
gungen eingefügt: 

„Die Einfuhr aller Weinbauerzeugnisse ist an be- 
stimmte Bedingungen bezüglich ihrer Herstellung, 
ihrer analytischen Zusammensetzung und der Vor- 
lage amtlicher Dokumente, die ihre Identifizierung 
erleichtern, zu knüpfen. 

Es ist wichtig, daß bestimmte Weine mit Ursprung 
in dritten Ländern, insbesonders Weine mit einem 
Gesamtalkoholgehalt von mehr als 15°, die nicht der 
Definition von Likörwein entsprechen, und Weine, 
die der Definition von Likörwein entsprechen, aber 
nicht den vorgeschriebenen Gesamtalkoholgehalt 
erreichen, nicht vom Markt der Gemeinschaft fem- 
gehalten werden. Es ist daher eine Rechtsgrundlage 
zu schaffen, um Bestimmungen für die Einfuhr sol- 
cher Weine erlassen zu können. Die gewonnenen 
Erfahrungen haben gezeigt, daß es nützlich ist, eine 
Definition für mit Alkohol stumm gemachten Trau- 
benmost festzulegen und die betreffenden Bestim- 
mungen entsprechend anzupassen." 
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— Die 23. Erwägung wird durch folgenden Satz er- 
gänzt: 

,,Es ist notwendig, für Tafelweine, die mit dem Na- 
men ihres Erzeugungsgebietes bezeichnet werden, 
eine einheitliche Kontrolle und einen einheitlichen 
Schutz sicherstellen. " 


B. Artikel 2 des Vorschlags zur Ergänzung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70 erhält folgende Fassung: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird durch fol- 
genden Artikel ergänzt: 

„Artikel 2 a 

1. Jedes Jahr wird vor dem 1. August ein Preis für 
die Rücknahme zum Zwecke der vorbeugenden 
Destillation und der obligatorischen vorbeugen- 
den Destillation, nachstehend „Rücknahmepreis'' 
genannt, festgesetzt, der für Jungwein, zur Ge- 
winnung von Tafelwein geeigneten Wein und 
Tafelwein gilt. 

2. Der Rücknahmepreis gilt vom 16. Dezember des 
Jahres der Festsetzung bis zum 15. Dezember 
des darauffolgenden Jahres. Er wird in Recb- 
nungseinheiten je Grad/hl ausgedrückt. 

3. Er beträgt 50 v. H. des Orientierungspreises für 
diejenige Tafelweinart, für die im gleichen Zeit- 
raum der niedrigste Orientierungspreis gilt. 

4. Der in diesem Artikel genannte Preis wird nach 
dem des Artikels 7 der Verordnung Nr. 24 fest- 
gesetzt." 


C. Der Artikel des Vorschlags zur Ergänzung von 
Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 erhält 
folgende Fassung: 

Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 4 

1. Für jede Weinart, für die ein Orientierungspreis 
festgesetzt wird, bestimmt die Kommission jede 
Woche anhand aller ihr vorliegenden Angaben 
folgende Preise und veröffentlicht sie im Teil C 
des Amtsblatts: 

— einen durchschnittlichen Erzeugerpreis, nach- 
stehend „Durchschnittspreis" genannt, für 
jeden für die betreffende Tafelweinart reprä- 
sentativen Markt; 

— einen gewogenen Durchschnittspreis der Ge- 
meinschaft, der sich für jede Tafelweinart aus 
dem Mittel der Durchschnittspreise ergibt, die 
mit den auf jedem repräsentativen Markt ver- 
markteten Mengen gewogen werden. 


2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission alle 
Angaben mit, die zur Bestimmung der in Ab- 
satz 1 erwähnten Preise zweckdienlich sind, ins- 
besondere die auf den repräsentativen Märkten 
festgestellten Erzeugerpreise für die einzelnen 
Tafelweinarten und die entsprechenden Mengen. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel und insbesondere das Verzeichnis der re- 
präsentativen Märkte und die Methoden zur 
Feststellung der Preise werden nach dem Verfah- 
ren des Artikels 7 der Verordnung Nr. 24 er- 
lassen." 


D. Der Artikel des Vorschlags zur Änderung von 
Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 erhält 
folgende Fassung: 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 5 

1. Es wird eine Beihilferegelung für die private 
Lagerhaltung von Tafelwein und Traubenmost 
eingeführt. 

2. Die Gewährung von Beihilfe zur privaten Lager- 
haltung von Tafelwein ist an den Abschluß eines 
Lagerhaltungsvertrags einer der nachstehend an- 
geführten Arten mit den Interventionsstellen zu 
noch festzulegenden Bedingungen gebunden: 

— Vertrag für drei Monate, nachstehend „kurz- 
fristiger Vertrag" genannt; 

— in der Zeit vom 16. Dezember bis 15. Februar 
abgeschlossener Vertrag für neun Monate, 
nachstehend „langfristiger Vertrag" genannt. 

3. Die Möglichkeit, einen kurzfristigen Vertrag für 
eine Tafelweinart abzuschließen, ist gegeben, 
wenn während des Weinwirtschaftsjahres der 
gewogene Durchschnittspreis der Gemeinschaft 
für die betreffende Weinart während zweier 
aufeinanderfolgender Wochen unter dem Aus- 
lösungspreis geblieben ist; sie ist nicht mehr 
gegeben, wenn der gewogene Durchschnittspreis 
der Gemeinschaft für die betreffende Weinart 
während zweier aufeinanderfolgender Wochen 
mindestens dem Auslösungspreis entspricht. 

Wenn die Marktlage es erfordert, kann beschlos- 
sen werden, die Möglichkeit des Abschlusses 
kurzfristiger Verträge auf andere Tafelweinarten 
als diejenige auszudehnen, für die diese Mög- 
lichkeit zunächst entsprechend dem vorstehenden 
Unterabsatz eingeräumt worden war, wenn diese 
anderen Arten in engem wirtschaftlichen Zusam- 
menhang mit der ersten Tafelweinart stehen. 
Diese Möglichkeit besteht nicht mehr, wenn sie 
für die erste Tafelweinart, mit welcher die ande- 
ren Arten in engem wirtschaftlichen Zusammen- 
hang stehen, weggefallen ist. 
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4. Die Möglichkeit des Abschlusses kurzfristiger 
Verträge kann unabhängig von den Bestimmun- 
gen des Absatzes 3 für eine Weinbauzone oder 
einen Teil einer Weinbauzone eingeräumt wer- 
den, wenn sich dort zu Beginn des Weinwirt- 
schaftsjahres ein Ungleichgewicht zwischen vor- 
handenen Mengen und Absatzmöglichkeiten, ins- 
besondere infolge einer außergewöhnlich üm- 
fangreichen Ernte, zeigt. 

5. Die Möglichkeit des Abschlusses langfristiger 
Verträge wird für noch zu bestimmende Tafel- 
weinarten eingeräumt, wenn sich aus der Vor- 
bilanz für ein Weinwirtschaftsjahr ergibt, daß 
die zu Beginn des Weinwirtschaftsjahres festge- 
stellten vorhandenen Mengen an Tafelwein den 
vorhersehbaren Bedarf in dem betreffenden 
Wein Wirtschaftsjahr um mehr als die zur Be- 
darfsdeckung von vier Monaten nötigen Mengen 
übersteigen. 

6. Sofern die Möglichkeit des Abschlusses von La- 
gerhaltungsverträgen für eine Tafelweinart be- 
steht, kann die Möglichkeit des Abschlusses 
kurzfristiger Verträge für Traubenmost und kon- 
zentrierten Traubenmost eingeräumt werden. 
Diese Verträge können selbst dann bis zum Be- 
ginn des folgenden Wirtschaftsjahres erneuert 
werden, wenn die Möglichkeit des Abschlusses 
von Lagerverträgen für eine bestimmte Tafel- 
weinart nicht mehr gegeben ist. 

7. Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Ab- 
sätze 3 und 4 bleibt solange ausgesetzt, wie die 
Möglichkeit des Abschlusses langfristiger Ver- 
träge gemäß Absatz 5 gegeben ist. 

8. Die Einräumung der Möglichkeit, Lagerhaltungs- 
verträge gemäß Absatz 3 Unterabsatz 2 und ge- 
mäß den Absätzen 4, 5 und 6 abzuschließen, wird 
nach dem Verfahren des Artikels 7 der Verord- 
nung Nr. 24 beschlossen. 

Nach dem gleichen Verfahren 

a) wird, sofern die Marktentwicklung und ins- 
** besondere die Entwicklung beim Abschluß 

von Lagerhaltungsverträgen dies rechtferti- 
gen, beschlossen, schon vor dem 15. Februar 
die Möglichkeit des Abschlusses langfristiger 
Verträge zu beenden; 

b) werden die sonstigen Durchführungsbestim- 
mungen zu diesem Artikel erlassen. 

Einräumung und Beendigung der Möglichkeit, 
Lagerhaltungsverträge gemäß Absatz 3 Unter- 
absatz 1 abzuschließen, sowie die Beendigung 
dieser Möglichkeit gemäß Absatz 3 Unterabsatz 2 
werden von der Kommission beschlossen."' 

E. Absatz 2 in Artikel 6 des Vorschlags zur Ände- 
rung der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird ge- 

stridien. 


F. Artikel 7 des Vorschlags zur Ergänzung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 6 b 

1. Sofern zwischen dem 1. und dem 31. Juli 

— der gewogene Durchschnittspreis der Gemein- 
schaft für. drei Weinarten, die zusammen 
mehr als die Hälfte der Gemeinschaftserzeu- 
gung ausmachen, während zweier aufeinan- 
derfolgende Wochen niedriger gewesen ist 
als 90 V. H. des jeweiligen Auslösungspreises, 

— die Gesamtmenge aller Tafelweinarten, die 
zum Zeitpunkt der letzten Erhebung vor Ab- 
lauf der vorstehend erwähnten zwei Wochen 
unter Vertrag eingelagert waren, mehr als 
10 Millionen hl beträgt, und 

— die für das nächste Wirtschaftsjahr erwarte- 
ten Mengen den vorhersehbaren Bedarf über- 
schreiten, 

kann vor dem 31. Juli beschlossen werden, Bei- 
hilfen für den Absatz von in der Gemeinschaft 
erzeugtem Traubenmost zur Herstellung von 
Traubensaft, konzentriertem Traubensaft, kon- 
zentriertem Traubenmost sowie Getränken mit 
Ausnahme der unter die Tarifnummer 22.05 des 
GZT fallenden Getränke zu gewähren. 

2. Der Betrag der in Absatz 1 genannten Beihilfen, 
der gegebenenfalls für jeden Verwendungszweck 
des Mostes festgesetzt wird, muß dazu beitragen, 
die Wettbewerbsfähigkeit des Traubenmostes 
gegenüber den konkurrierenden Erzeugnissen zu 
verbessern. 

3. Hat der Abnehmer des Mostes mit dem Erzeuger 
einen Liefervertrag vor dem 31. Juli abgeschlos- 
sen, so kann der Betrag der vorgesehenen Bei- 
hilfe um höchstens 20 v. H. erhöht werden. 

4. Der Beschluß gemäß Absatz 1 sowie die Durch- 
führungsbestimmungen zu diesem Artikel wer- 
den nach dem Verfahren des Artikels 7 der Ver- 
ordnung Nr. 24 erlassen." 


G. Der Vorschlag für eine Verordnung zur Ände- 
rung der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird durch 
folgenden Artikel ergänzt: 

, Artikel 7 a 

Die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird um folgen- 
den Artikel erweitert: 

„Artikel 6 c 

1. überschreiten die unter Vertrag eingelagerten 
Tafelweinmengen aller Arten in der Zeit vom 
1. September bis 15. Dezember 10 Millionen hl, 
so kann für alle Weine eine vorbeugende Destil- 
lation vorgesehen werden. 
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2. Der Preis für die zur Destillation gelieferten Er- 
zeugnisse darf nicht niedriger sein als der Rück- 
nahmepreis. 

3. Wird die Einleitung einer obligatorischen vor- 
beugenden Destillation beschlossen, so werden 
die Weinmengen, die im Rahmen einer zuvor 
beschlossenen vorbeugenden Destillation destil- 
liert wurden, auf die Mengen angerechnet, die 
im Rahmen der obligatorischen vorbeugenden 
Destillation zu destillieren sind. 

4. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags die allgemeinen Regeln 
für die in Absatz 1 vorgesehene Destillation, ins- 
besondere 

— die Bedingungen, unter denen die E)estillation 
erfolgen kann, 

— ' die Maßnahmen für den Absatz der gewonne- 
nen Erzeugnisse. 

5. Der Beschluß zur Einleitung der in Absatz 1 vor- 
gesehenen Destillation sowie die Durchführungs- 
bestimmungen zu diesem Artikel werden nach 
dem Verfahren des Artikels 7 der Verordnung 
Nr. 24 erlassen."' 


H, Der Vorschlag für eine Verordnung zur Ände- 
rung der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird um 
folgenden Artikel erweitert: 

, Artikel 7 a 

Die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird im folgen- 
den Artikel erweitert: 

„Artikel 6 d 

I. Sofern während der Zeit vom 1. September bis 

15. Dezember 

— die Gesamtmenge aller unter Vertrag einge- 
lagerten Tafelweinarten mehr als 10 Mio hl 
beträgt und 

— die Vorausschätzungen über eine außerge- 
wöhnlich umfangreiche Ernte mit Gewißheit 
ein Ungleichgewicht zwischen vorhandenen 
Mengen und vorhersehbarem Bedarf erwar- 
ten lassen, 

kann eine obligatorische vorbeugende Destilla- 
tion für alle Weine mit Ausnahme 

— der Qualitätsweine bestimmter Anbaugebiete, 

— der noch festzulegenden Weine mit besonde- 
rer Bestimmung, 

— der Weine, deren natürlicher Alkoholgehalt 
um mehr als 2° den natürlichen Mindestalko- 
holgehalt für das betreffende Weinbaugebiet 
überschreitet. 


— der Weinerzeugung, die einen für jede der 
betreffenden Verwaltungseinheiten festzule- 
genden Hektarertrag nicht überschreitet, 

vorgesehen werden. 

Die im Rahmen der obligatorischen vorbeugen- 
den Destillation zu destillierende Weinmenge 
wird nach Maßgabe der Marktlage festgesetzt 
und darf 15 v. H. der vorhersehbaren Ernte der 
betreffenden Erzeuger nicht überschreiten. 

Es kann beschlossen werden, daß vor der Er- 
mittlung der endgültigen Menge unter Berück- 
sichtigung der Erzeugung der Weinbaubetriebe 
während eines fünfjährigen Bezugszeitraums 
eine auf die endgültige Menge anzurechnende 
Vorausmenge destilliert wird. 

2. Der Preis für die zur Destillation gelieferten Er- 

zeugnisse darf nicht niedriger sein als der Rück- 
nahmepreis. ^ 

3. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags die allgemeinen Regeln 
für die in Absatz 1 vorgesehene Destillation, ins- 
besondere 

— die Bedingungen, unter denen die Destillation 
erfolgen kann, 

— die Maßnahmen für den Absatz der gewonne- 
nen Erzeugnisse. 

4. Der Beschluß zur Einleitung der in Absatz 1 vor- 
gesehenen Destillation sowie die Durchführungs- 
bestimmungen zu diesem Artikel werden nach 
dem Verfahren des Artikels 7 der Verordnung 
Nr. 24 erlassen."' 

I. Der Vorschlag für eine Verordnung zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird um folgen- 
den Artikel erweitert: 

, Artikel 8 a 

Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/ 
70 erhält folgende Fassung: 

„1. Für alle Einfuhren der in Artikel 1 Absatz 2 
Buchstaben a und b genannten Erzeugnisse in 
die Gemeinschaft ist die Vorlage einer Einfuhr- 
lizenz erforderlich. Für alle Ausfuhren der in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten Erzeugnisse aus 
der Gemeinschaft kann die Vorlage einer Aus- 
fuhrlizenz verlangt werden."' 

K. Artikel 15 der Vorschlags zur Änderung des 
Artikels 15 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 er- 
hält folgende Fassung: 

„Artikel 15 

1. Beihilfen zur Neuanpflanzung von Reben sind 
untersagt. 


8 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3923 


2. Beihilfen für die Wiederbepflanzung mit Reben 
dürfen nur gewährt werden, wenn sie eine Qua- 
litätsverbesserung der Weine nach Kriterien, die 
nach dem Verfahren des Artikels 7 der Verord- 
nung Nr. 24 zu erlassen sind, bezwecken." 


L. Artikel 17 des Vorschlags zur Ergänzung des 
Artikels 17 Absatz 5 der Verordnung (EWG) Nr. 816/ 
70 wird gestrichen. 

Dieser Artikel ist gegenstandslos geworden, da für 
Neuanpflanzungen und Wiederbepflanzungen ein 
eigener Verordnungsvorschlag vorgelegt wird. 


M. Artikel 19 des Vorschlags zur Änderung von 
Artikel 18 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 er- 
hält folgende Fassung: 

Artikel 18 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 18 

1. Die betreffenden Mitgliedstaaten können, wenn 
es die Witterungsverhältnisse in bestimmten 
Weinbauzonen der Gemeinschaft erforderlich er- 
scheinen lassen, zulassen, daß der vorhandene 
oder der potentielle natürliche Alkoholgehalt der 
frischen Weintrauben, des Traubenmostes, des 
teilweise gegorenen Traubenmostes und des 
Jungweines - soweit diese Erzeugnisse aus Reb- 
sorten im Sinne des Artikels 17 a) gewonnen 
worden sind - sowie des zur Gewinnung von 
Tafelwein geeigneten Weins und des Tafelweins 
erhöht wird. 

Bei den in Unterabsatz 1 genannten Erzeugnis- 
sen darf eine Erhöhung des natürlichen Alkohol- 
gehalts nur dann vorgenommen werden, wenn 
ihr Mindestgehalt an natürlichem Alkohol fol- 
gende Werte erreicht: 

— in der Weinbauzone A I : 5,5° 

— in der Weinbauzone A II : 6,0° 

— in der Weinbauzone B : 6,5° 

— in der Weinbauzone C I : 7,5° 

— in der Weinbauzone C II : 8,5° 

— in der Weinbauzone C III : 9,0° 

Die Erhöhung des Mindestgehalts an natürlichem 
Alkohol wird nach den in Artikel 19 erwähnten 
önologischen Praktiken vorgenommen und darf 
folgende Grenzwerte nicht überschreiten: 

— in der Weinbauzone A I : 3,5° 

— in der Weinbauzone A II : 3,0° 

— in der Weinbauzone B : 2,5° 

— in der Weinbauzone C I : 2,0° 

— in der Weinbauzone C II : 2,0° 

— in der Weinbauzone C III : 2,0° 


Der im vorstehenden Unterabsatz genannte 
Grenzwert für die Weinbauzone A wird bis 
zum 30. Januar 1980 für die Erzeugnisse, die in 
noch festzulegenden Weinbaugebieten aus noch 
zu bestimmenden Rotweinrebsorten gewonnen 
werden, auf 4° heraufgesetzt. 

2. In Jahren mit außergewöhnlich ungünstigen 
Witterungsverhältnissen kann die in Absatz 1 
Unterabsatz 3 genannte Erhöhung des Alkohol- 
gehalts auf folgende Grenzwerte erhöht werden: 

— in der Weinbauzone A : 4,0° 

— in der Weinbauzone B : 3,5° 

Der nach dem ersten Gedankenstrich des vor- 
stehenden Unterabsatzes genannte Grenzwert 
wird bis zum 31. Januar 1980 für die Erzeugnisse 
im Sinne von Absatz 1 Unterabsatz A auf 4,5° 
erhöht. 

3. Die in diesem Artikel genannten Weinbauzonen 
sind Gegenstand des Anhangs IIL Sie werden 
vom Rat auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags abgegrenzt. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel, insbesondere die Beschlüsse zur Genehmi- 
gung der in Absatz 2 vorgesehenen Erhöhung 
des Alkoholgehalts, werden nach dem Verfahren 
des Artikels 7 der Verordnung Nr. 24 festgelegt." 


N. Artikel 22 des Vorsdilags zur Änderung von 
Artikel 24 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 er- 
hält folgende Fassung: 

Artikel 24 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 er- 
hält folgende Fassung: 

„Artikel 24 

1. Das vollständige Auspressen eingemaischter und 
nicht eingemaischter Weintrauben und das Aus- 
pressen von Weintrub ist untersagt. Das gleiche 
gilt für das erneute Vorgären von Traubentre- 
ster für andere Zwecke als die Destillation. 

2. Sofern der Rat auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Ab stimmungs verfahren des Artikels 
43 Absatz 2 des Vertrags keine Ausnahmerege- 
lung beschließt, hat jede natürliche oder juristi- 
sche Person, die frische Weintrauben, Trauben- 
most, teilweise gegorenen Traubenmost oder 
Jungwein zu Wein verarbeitet, den bei dieser 
Verarbeitung anfallenden Weintrub und Trauben- 
trester oder aber eine entsprechende Menge 
Wein destillieren zu lassen. 

3. Die Alkoholmengen in den zur Destillation ge- 
mäß Absatz 2 gelieferten Erzeugnissen betragen 
höchstens 10 v. H. der in den zu Wein verarbei- 
teten Erzeugnissen von Natur aus enthaltenen 


9 



Drucksache 7/3923 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Volumenteile an Alkohol. Die Bewertung dieser 
Volumenteile erfolgt auf der Grundlage eines 
natürlichen Mindestalkoholgehalts, der für jedes 
Weinwirtschaftsjahr in den einzelnen Weinbau- 
zonen pauschal festgelegt wird. 

4. Unter bestimmten Bedingungen ist eine Freistel- 
lung von der in Absatz 2 erwähnten Verpflich- 
tung zur Destillation dadurch möglich, daß der 
Weintrub, der Traubentrester oder gegebenen- 
falls die betreffende Menge Wein 

— zur Herstellung von Branntwein verwendet 
werden oder der Wein, 

— zur Lieferung an die Essigindustrie verwen- 
det wird. 

5. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 
43 Absatz 2 des Vertrags die Bestimmungen 
über die Destillation der betreffenden Erzeug- 
nisse, insbesondere 

— den Preis, der je nach Alkoholgehalt für den 
zur Destillation gelieferten Traubentrester, 
Weintrub und gegebenenfalls Wein zu zahlen 
ist und der den in Artikel 2 a erwähnten 
Rücknahmepreis nicht übersteigen darf, 

— den Teil der den Interventionsstellen entste- 
henden Kosten, der vom Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Land- 
wirtschaft, Abteilung Garantie, finanziert 
wird, 

— die Bedingungen, unter denen Absatz 4 in 
Anspruch genommen werden kann, 

— die Maßnahmen für den Absatz der gewon- 
nenen Erzeugnisse. 

Nach demselben Verfahren kann der Rat einige 
Erzeugungsgebiete von der in Absatz 2 vorge- 
sehenen Verpflichtung freisteilen. 

6. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel und insbesondere der in Absatz 3 erwähnte 
pauschal festzusetzende natürliche Alkoholgehalt 
werden nach dem Verfahren des Artikels 27 der 
Verordnung Nr. 24 erlassen. 


0. Artikel 24 des Vorschlags zur Änderung des 
Artikels 27 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird 
wie folgt geändert: 

1. Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

,4. Absatz 4 erster Unterabsatz wird wie folgt 
ergänzt: 

„Das Einleiten einer Alkoholischen Gärung 
ist bei diesen Erzeugnissen auf dem geo- 
graphischen Gebiet der Gemeinschaft unter- 


sagt, es sei denn der Rat beschließt auf Vor- 
schlag der Kommission nach dem Abstim- 
mungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 
des Vertrags eine Ausnahmeregelung. Von 
noch festzulegenden Ausnahmen abgesehen, 
darf zur Gewinnung von Tafelwein geeig- 
neter Wein nicht in den Verkehr gebracht 
werden. Die Anreicherung eines zur Gewin- 
nung von Tafelwein geeigneten Weins und 
das Verschneiden eines solchen Weins mit 
Tafelwein zwecks Erhöhung des vorhande- 
nen Alkoholgehalts auf die für Tafelwein 
vorgeschriebene Höhe dürfen nur in den An- 
lagen des Weinbereitungsbetriebs vorge- 
nommen werden.'" 

2. Nach Absatz 4 wird folgender Absatz eingefügt: 

,5. Nach Absatz 4 wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„4 a. Tafeltrauben von Sorten, die nicht als 
Keltertrauben in der Klassifizierung 
der Rebsorten für die Verwaltungsein- 
heit, aus der sie stammen, aufgeführt 
sind, dürfen nicht zur Gewinnung von 
Tafelweinen verwendet werden. 

Die Mitgliedstaaten können vorbehalt- 
lich einer geeigneten Kontrolle die Ver- 
arbeitung dieser Tafeltrauben 

— zwecks Gewinnung von Wein für 
den Eigenverbrauch des Wein- 
bauers, 

— zwecks Gewinnung von Erzeug- 
nissen, die nicht unter die Tarif- 
nummer 22.05 des GZT fallen, 

genehmigen. 

Diese Trauben können außerdem zur 
Weinbereitung unter Ausschluß jeder 
Anreicherung verwendet werden, so- 
fern der dabei gewonnene Wein zur 
Destillation geliefert wird. Für diesen 
Wein ist entsprechend seinem Alkohol- 
gehalt der nach Artikel 24 Absatz 7 
erster Gedankenstrich festgesetzte 
Preis zu zahlen.'" 


P. In dem Vorschlag zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 und 817/70 wird nach Artikel 26 
folgender Artikel eingefügt: 

, Artikel 26 a 

Artikel 30 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird 
um folgenden Absatz erweitert: 

„3 a. Jeder Mitgliedstaat trägt für die Kontrolle und 
den Schutz der in Anwendung der Bestimmun- 
gen dieses Artikels bezeichne ten Tafelweine 
Sorge." 
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Q. Artikel 25 des Vorschlags zur Änderung von 
Artikel 28 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird 
wie folgt geändert *) : 

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a und 
b genannten Erzeugnisse dürfen nur einge- 
führt werden, wenn folgende Bedingungen 
erfüllt sind: 

a) für alle vorgenannten Erzeugnisse: 

— sofern sie den Bestimmungen für die 
Erzeugung, die Vermarktung und ge- 
gebenenfalls für die Abgabe zum di- 
rekten menschlichen Verbrauch in 
dem Ursprungsdrittiand entsprechen; 
der Nachweis darüber, daß diese Be- 
dingung erfüllt ist, wird durch eine 
Bescheinigung einer auf einem noch 
zu erlassenden Verzeichnis aufgeführ- 
ten Einrichtung des Ursprungsdritt- 
landes erbracht; 

— sofern sie nicht nach noch festzulegen- 
den unzulässigen Verfahren behan- 
delt oder gewonnen worden sind; 

— sofern sie zusammen mit einem Ana- 
lysebulletin einer von dem Ursprungs- 
drittiand benannten Einrichtung oder 
Dienststelle in den Verkehr gebracht 
werden; 

b) für die zum direkten menschlichen Ver- 
brauch bestimmten Weine außer Likör- 
weinen: 

— sofern sie einen vorhandenen Alko- 
holgehalt von mindestens 9,5° und 
einen Gesamtalkohoigehalt von höch- 
stens 15° haben, 

— sofern sie einen Gesamtsäuregehalt, 
ausgedrückt in Weinsäure, von min- 
destens 4,5 g/1, das heißt von 60 Milli- . 
äquivalent je Liter, haben, und 

— sofern sie einen Gehalt an flüchtiger 
Säure von weniger als 19 Milliäqui- 
valent je Liter haben." 

2. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz eingefügt: 

„1 a. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommis- 
sion nach dem Abstimmungsverfahren des 
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags die all- 
gemeinen Regeln zur Anwendung von 
Unterabsatz 1. 

Nach dem gleichen Verfahren kann vorge- 
sehen werden, daß 

a) bestimmte eingeführte und mit einer 
geographischen Angabe bezeichnete 
Weine 


— bezüglich der Weine im Sinne von 
Absatz 1 Buchstabe b auch dann 
zum unmittelbaren menschlichen 
Verbrauch abgegeben werden dür- 
fen, wenn ihr vorhandener Alkohol- 
gehalt mindestens 8,5° erreicht oder 
ihr gesamter Alkoholgehalt ohne 
jede Anreicherung 15° überschreitet; 

— bezüglich der eingeführten Likör- 
weine auch dem zum unmittelbaren 
menschlichen Verbrauch abgegeben 
werden dürfen, wenn ihr gesamter 
Alkoholgehalt mindestens 16° er- 
reicht; 

b) bestimmte in Absatz 1 genannte Er- 
zeugnisse, die in begrenzten Mengen 
befördert und in kleinen Behältnissen 
verpackt sind, von der Vorlage der Be- 
scheinigung und des Analysebulletins 
im Sinne von Absatz 1 Buchstabe a frei- 
gestellt werden." 

3. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,2. Absatz 2 erster Unterabsatz erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Eingeführte frische Weintrauben, ein- 
geführter Traubenmost, eingeführter 
teilweise gegorener Traubenmost, ein- 
geführter konzentrierter Traubenmost, 
eingeführter mit Alkohol stumm ge- 
machter Traubenmost, eingeführter 
Traubensaft und konzentrierter Trau- 
bensaft zur Weinbereitung verwendet 
oder Wein zugesetzt werden. 

Das Einleiten einer Alkoholischen Gä- 
rung ist bei diesen Erzeugnissen auf 
dem geographischen Gebiet der Ge- 
meinschaft untersagt, es sei denn, der 
Rat beschließt auf Vorschlag der Kom- 
mission nach dem Abstimmungsver- 
fahren des Artikels 43 Absatz 2 des 
Vertrags eine Ausnahmeregelung."' 


H. Punkt 5 des Artikels 31 des Vorschlags zur Än- 
derung des Anhangs II der- Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 erhält folgende Fassung; 

„10. Tafelwein; Wein außer Qualitätswein b. A., 
der 

— ausschließlich von Rebsorten im Sinne des 
Artikels 17 a stammt, 

— in der Gemeinschaft hergestellt wird. 


*) Anmerkung: die Annahme dieser Bestimmungen würde 
eine Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1599/71 
und Nr, 1770/72 erforderlich machen. 
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— nach etwaiger Anwendung der in Artikel 
19 genannten Verfahren einen vorhande- 
nen Alkoholgehalt von mindestens 9,5° und 
einen Gesamtalkoholgehalt von höchstens 
15° aufweist und 

— außerdem einen in Weinsäure ausgedrück- 
ten Gesamtsäuregehalt von mindestens 
4,50 g/1, das heißt von 60 Milliäquivalent 
je Liter, aufweist. 

Für Wein 

— von gewissen, noch zu bestimmenden 
Weinanbauflächen, der ohne Erhöhung des 
Alkoholgehalts gewonnen würde und nicht 
mehr als 5 g Restzucker enthält, kann je- 
doch die Höchstgrenze für den Gesamt- 
alkoholgehalt auf 17° angehoben werden, 

— der Zonen A und B mit einem Gesamtalko- 
holgehalt von mindestens 9° und einer in 
Anwendung vpn Artikel 30 Absätze 2 und 
3 geführten Bezeichnung der jedoch die 
Mindestgrenze für den vorhandenen Alko- 
holgehalt 8,5° nicht überschreitet." 
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Begründung 


Einführung 

Im November 1974 hat die Kommission dem Rat 
einen Vorschlag unterbreitet, durch den die Gründ- 
verordnungen im Weinsektor in verschiedenen 
Punkten geändert werden sollen [Dok. KOM (74) 
1785 endgültig vom 4. November 1974]. über diesen 
Vorschlag fanden sowohl im Rat und dessen Instan- 
zen als auch im Europäischen Parlament, im Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß und in den Berufskrei- 
sen eingehende Erörterungen statt. 

Der Weinmarkt der Gemeinschaft ist in den letzten 
sechs Monaten in eine kritische Phase geraten. Das 
durch zwei Rekordernten entstandene Überangebot 
machte die Entlastung des Marktes durch die Destil- 
lation großer Weinmengen notwendig und führte 
zu schweren Absatzstörungen, die sich auch auf den 
innergemeinschaftlichen Handel auswirkten. 

Am 15. April 1975 fand in Luxemburg eine den Pro- 
blemen der Weinwirtschaft gewidmete Sonderta- 
gung des Rates statt. Der Rat beschloß bei dieser 
Gelegenheit eine zweite Destillationsaktion in der 
Zeit zwischen Mai und Juli 1975 und bekräftigte 
seinen Willen, mittel- und langfristige Maßnahmen 
zur Wiederherstellung des Gleichgewichts auf dem 
Tafelweinmarkt zu verabschieden. Dieser Wille ist 
in der Ratsentschließung über die Neuorientierun- 
gen zur Wiederherstellung des Gleichgewichts auf 
dem Tafelweinmarkt festgeschrieben, in der die 
Kommission aufgefordert wird, Vorschläge zur Re- 
gelung der Neuanpflanzungen und Wiederbepflan- 
zungen vorzulegen. Mit dem vorliegenden Vor- 
schlag kommt die Kommission dieser Aufforderung 
nach. Gleichzeitig legt die Kommission verschiedene 
Änderungen zu ihrem Vorschlag zur Änderung der 
Grundverordnung vor, denen die einschlägigen Dis- 
kussionen zugrunde liegen. 


Vorschlag für eine Verordnung des Rates betreffend 
Maßnahmen zur Anpassung des Weinbaupotentials 
an die Marktbedürfnisse 

Dieser Vorschlag, der sich auf Ärtikel 17 Absatz 5 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70^) stützt, behan- 
delt fölgende Punkte; 

— Verbot von Neuanpflanzungen bis zum 1. Janu.ar 
1977 bei möglicher Verlängerung dieser Frist 
durch Beschluß des Rates (Artikel 2) ; 

— Anwendung eines Genehmigungssystems für die 
Wiederbepflanzung mit Reben. Die Genehmigung 
zur Wiederbepflanzung wird nur erteilt, wenn 
einer Reihe von Kriterien, die eine qualitative 
Verbesserung der Erzeugung bezwecken und 
eine mengenmäßige Produktionsausweitung ver- 
hindern sollen. Genüge geleistet wird (Artikel 3); 


— Abgrenzung von „Weinbausanierungsgebieten", 
in denen ein ernstes Ungleichgewicht zwischen 
Tafelweinerzeugung und Absatzmöglichkeiten 
festgestellt wird (Ärtikel 1). In diesen Gebieten 
sind die Kriterien für Wiederbepflanzungen re- 
striktiver und zugleich selektiv (Ärtikel 3 Ab- 
satz 2); 

— die Erzeugermitgliedstaaten nehmen eine Unter- 
teilung ihrer Rebfläche in drei Kategorien nach 
wissenschaftlichen Kriterien und anhand von Er- 
fahrungswerten im Zusammenhang mit der Qua- 
lität der dort erzeugten Weine und der Markt- 
nachfrage vor; 

— die Mitgliedstaaten teilen der Kommission ver- 
schiedene Angaben mit, die es ihr gegebenen- 
falls erlauben sollen, geeignete Vorschläge zur 
Sanierung des Weinbaus in der Gemeinschaft und 
insbesondere in den Weinbausanierungsgebieten 
zu erarbeiten. 

Änderungen zu dem Vorschlag zur Änderung der 
Grundverordnung 

Bei den bisherigen Diskussionen zeigte sich, daß es 
zweckmäßig wäre, das vorgeschlagene Interven- 
tionssystem in verschiedener Hinsicht zu ändern. 
Mit Rücksicht auf das in der Ratsentschließung zum 
Ausdruck gebrachte Ziel der Förderung der Quali- 
tätspolitik sind ferner verschiedene Maßnahmen 
vorzuschlagen, die in die Grundverordnung zu über- 
nehmen sind. Die vorgeschlagenen Änderungen las- 
sen sich folgendermaßen zusammenfassen; 

— eine etwa erforderliche Destillation von Wein, 
vor allem zu Beginn des Wirtschaftsjahrs, würde 
zunächst auf freiwilliger Grundlage erfolgen und 
später erforderlichenfalls obligatorisch sein. 

Diese Destillation, die zum gleichen „Rücknahme- 
preis" (50 V. H. des Orientierungspreises) erfol- 
gen würde, ist selektiv und würde die Qualitäts- 
weine b. Ä. sowie bestimmte Tafelweine guter 
Qualität, die unter Einhaltung normaler Ertrags- 
werte erzeugt werden, nicht betreffen (Ärtikel 2 
und Artikel 7 a). Die obligatorische Destillation 
wird mit einer freiwilligen Destillation bei glei- 
chem Preisniveau kombiniert, wodurch schon zu 
Anfang des Wirtschaftsjahres Weine mit unzu- 
länglicher Qualität aus dem Markt genommen 
werden (Artikel 7 a). Schließlich wird bei dieser 
neuen Regelung der zusätzliche Betrag im Falle 
überschüssiger Mengen für die Destillation der 
Nebenprodukte der Weinbereitung nicht mehr 
beibehalten (Artikel 22); 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 90 
vom 23. April 1975, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 
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— die Maßnahmen zur Förderung des Absatzes von 
Traubenmost zur Herstellung anderer Getränke 
als Wein und zur Verwendung von konzentrier- 
tem Traubenmost zur Anreicherung der Weine 
werden durch folgende Maßnahmen wirksamer 
gestaltet: 

— Einführung einer Beihilfe für die Lagerhal- 
tung von Traubenmost und konzentriertem 
Traubenmost (Artikel 5 Absatz 6), 

— Vorverlegung des Zeitpunkts, zu dem über 
die Gewährung der Beihilfen für den Absatz 
von Traubenmost entschieden wird, in die 
Zeit vor Beginn des Wirtschaftsjahres (Juli), 
wodurch die Abnehmer und insbesondere die 
Traubensafthersteller rechtzeitig Abnahme- 
verträge abschließen können (Artikel 7) ; 

— eine Form der Anhebung der Qualität der Weine 
besteht in der Erhöhung des Mindestgehalts an 
natürlichem Alkohol. Es wird vorgeschlagen, die- 
sen nach Weinbauzonen unterschiedlich festge- 
setzten Alkoholgehalt um 0,5° zu erhöhen (Arti- 
kel 19). 

Des weiteren hat die Erfahrung gezeigt, daß der 
Mindestgehalt an vorhandenem Alkohol von 
8,5° für Tafelwein in den meisten Fällen zu nie- 
drig war und einen Anreiz darstellte, auf Kosten 
der Qualität hohe Erträge zu erzielen. Es wird 
vorgeschlagen, diesen Alkoholgehalt auf 9,5° zu 
erhöhen (Artikel 31), Für die nördlichsten Ge- 
biete der Gemeinschaft sind jedoch Ausnahmen 
vorgesehen; für aus dritten Ländern eingeführ- 
ten Wein ist eine entsprechende Anpassung vor- 
zunehmen (Artikel 25); 

— weitere Maßnahmen, die auf eine Verstärkung 
der qualitativen Normen abzielen, sind ein Ver- 
bot, zur Gewinnung von Tafelwein geeigneten 


Wein, d. h. Wein, der nicht der Definition von 
Tafelwein entspricht, in den Verkehr zu bringen, 
sowie ein Verbot, Tafelwein aus Tafeltrauben 
herzustellen (Artikel 24). 

Im Rahmen der von den Kommissionsdienststellen 
im Auftrag des Rates unternommenen Prüfung der 
Handelsmechanismen und der Vereinfachung der 
Agrarregelungen wird vorgeschlagen, daß 

— der Begriff „setzt fest" in Artikel 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70, der bedeutet, daß 
die Kommission wöchentlich eine Verordnung 
zur Festsetzung der durchschnittlichen Erzeuger- 
preise für Tafelwein erläßt, durch die Formulie- 
rung „bestimmt und veröffentlicht sie im Teil C 
des Amtsblatts" ersetzt wird; 

— die Vorlage von Einfuhrlizenzen (Artikel 8 Ab- 
satz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70) auf 
Traubensaft, Traubenmost und Wein beschränkt 
wird. 

Diese Änderungen werden zur Folge haben, daß die 
Durchschnittspreise und die gewogenen Durch- 
schnittspreise jede Woche mitgeteilt werden, ohne 
daß ein Rechtsakt notwendig ist, der als solcher 
keine direkte Wirkung hat, und daß bestimmte Er- 
zeugnisse (Tresterwein, frische Weintrauben, Wein- 
essig, Weintrub und Weintrester) von der Verpflich- 
tung zur Vorlage einer Einfuhrlizenz freigestellt 
werden. 

Schließlich sind auf Grund der Ratsentschließung 
vom 21. April 1975 Beihilfen für Neuanpflanzungen 
von Reben zu untersagen und Beihilfen für die Wie- 
derbepflanzung mit Reben nur dann zu genehmigen, 
wenn sie eine Anhebung der Qualität der Weine 
nach noch festzulegenden Kriterien bezwecken (Ar- 
tikel 15). 
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Finanzübersicht 


Theoretisches Beispiel für die verschiedenen auf dem Weinmarkt möglichen 
Aktionen 

Arbeitshypothese 

Außergewöhnlich große Ernte, bei der - unter Einbez^iehung etwaiger bereits vor- 
handener Bestände - auf dem Markt eine die Absatzmöglichkeiten im In- und 
Ausland überschreitende Menge von 16 Millionen Hektoliter (10 v. H.) verbleibt. 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/75 festgesetzte Weinpreise und derzeit geltende Bei- 
hilfen. 


A. Im Rahmen der derzeitigen Regelung mögliche Maßnahmen 


Kosten 

Mio hl 

Gesamt- 

in Mio RE 

(Hypo- 

kosten 

pro Mio hl 

these) 

in Mio RE 


1. Kurzfristige Lagerhaltungsverträge 

0,7 

30 

21 

2. Langfristige Lagerhaltungsverträge 

2,2 

8 

18 

3. Destillation zum Auslösungspreis 

7 bis 9 

8 

56 bis 72 

4. Umlagerungsbeihilfe 

0,95 

4 

4 

99 bis 115 


B. Nach den vorgeschlagenen Änderungen mögliche Maßnahmen 


0. — Freiwillige und obligatorische 

Destillation zum Rücknahmepreis 

— Beihilfe für den Absatz von 
Traubenmost 

' 2 bis 3 

9 

18 bis 27 

1. Kurzfristige Lagerhaltungsverträge 

0,7 

15 

11 

2. Langfristige Lagerhaltungsverträge 

2,2 

6 

13,2 

3. Destillation zu 70 v. H. des 
Orientierungspreises 

4 bis 5 

1 

4 bis 5 

4. Umlagerungshilfe 

0,95 

5 

5 




51 bis 61 
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